
Zerstörungsanlagen gebaut, die seit Spät­
sommer 1992 in Betrieb sind. Ein Ende der 
Inspektionen durch die UN-Experten ist 
dennoch nicht abzusehen, vor allem auch 
deshalb, weil zu ihren Aufgaben auch die 
sogenannte Langzeitkontrolle gehört, die 
sicherstellen soll, daß Irak i n Zukunft 
nicht neue Massenvernichtungswaffen pro­
duziert oder erwirbt. Noch immer sträubt 
sich die Regierung i n Bagdad gegen viele 
Elemente dieser Langzeitkontrolle, die i n 
der Tat auch m i t einer intensiven Beauf­
sichtigung der wirtschaftlichen Infrastruk­
tur des Landes verbunden ist. Bisher hat 
Bagdad auch noch keine Auflistung all je­
ner ausländischen Firmen bereitgestellt, 
die Irak beim Erwerb und der Herstellung 
von Massenvernichtungswaffen geholfen 
haben. Trotzdem sind der UN-Sonderkom­
mission auf Grund der vielfältigen Inspek­
tionen seit dem Sommer 1991 die meisten 
Zulieferfirmen bekannt. 

Angriffe auf UN-Wachen 

Bei der humanitären Hilfe für die Zivilbe­
völkerung Iraks, und besonders für die von 
der Regierung unterdrückten Kurden sowie 
Schiiten i m Norden respektive Süden des 
Landes, gab es i m Jahr 1992 große Proble­
me. Das von den Vereinten Nationen m i t 
Bagdad erstmals dafür am 18Apri l 1991 (S/ 
22513) ausgehandelte und am 24.Novem­
ber 1991 verlängerte Abkommen ('memo­
randum of understanding-) lief am 30.Juni 
1992 aus. Die irakische Regierung benutzte 
dies i n den Sommermonaten als Hebel, u m 
andere Forderangen durchzusetzen. Dabei 
kam es mehrfach zu Attacken auf die 
Wachleute der Vereinten Nationen, welche 
zum Schutz der Hilfskonvois eingesetzt 
sind. A m 16.Juli wurde sogar ein Wach­
mann i m Kurdengebiet bei Dohuk getötet. 
A m 25.September 1992 beklagten die Au­
ßenminister der fünf Ständigen Mitglieder 
des Rates i n einer am Rande der UN-Ge­
neralversammlung abgefaßten Erklärung 
(S/24587) die unzumutbare Behandlung der 
UN-Mitarbeiter i n Irak. Schließlich konn­
te Jan Eliasson, der für die Hilfsaktivitäten 
zuständige Untergeneralsekretär, eine Neu­
auflage des Memorandums m i t einer Lauf­
zeit bis zum 30.März 1993 unter Dach und 
Fach bringen, das für die Hilfsaktionen 
wieder eine festere Basis schuf. Doch schon 
i m November sorgte die eingangs geschil­
derte Behinderung von Hilfstransporten ins 
Kurdengebiet für neue Probleme. Max van 
der Stoel, der Irak-Beauftragte der U N -
Menschenrechtskommission, hatte bereits 
am 11.August 1992 i m Sicherheitsrat vor 
der sich rapide verschlechternden Versor­
gungslage für Kurden und Schiiten gewarnt 
und Hungerkatastrophen für den Winter 
prophezeit, die freilich bisher nicht sicht­
bar wurden. Der größte Teil der 18 M i l l i o ­
nen Iraker wurde von der Regierung i m ­
merhin so versorgt, daß katastrophenähnli­
che Zustände ausblieben. UN-Studien er­
gaben, daß die Nahrungsmittel, welche die 
Regierang zu erschwinglichen Preisen zur 
Verfügung stellt, Erwachsenen rund 1400 
Kalorien zuführen, die m i t privaten Zukau­
fen auf das Existenzminimum von rund 
2000 Kalorien aufgestockt werden. Anfang 
Januar 1993 kündigte die Regierung sogar 

eine Erhöhung der Nahrangsmittelratio-
nen u m 20 Prozent an. 
In der Weltorganisation ist man immer 
wieder erstaunt, wie Saddam Hussein 
nicht nur die Versorgung des Landes, son­
dern vor allem auch den Wiederaufbau 
nach dem Zweiten Golfkrieg trotz der 
Sanktionen schafft. Z u den bemerkenswer­
ten Aufbauleistungen gehört die Reparatur 
fast aller 134 Brücken, die während des 
Krieges zerstört wurden, aber auch die Ar­
beit an dem 350 Kilometer langen, zwi ­
schen Euphrat und Tigris gelegenen Kanal, 
der sich von Bagdad bis zum Persischen 
Golf erstreckt und unter anderem der Be­
wässerung und Fruchtbarmachung riesiger 
Flächen dienen soll. Obwohl Irak nicht 
über seine beträchtlichen Auslandsgutha­
ben verfügen kann, die der Sicherheitsrat 
m i t seiner Resolution 778 (Text: S.34f. die­
ser Ausgabe) am 2.Oktober 1992 unter Be­
schlag nahm, nachdem sie seit Beginn der 
Golfkrise i m August 1990 i n den Deposi­
tarstaaten eingefroren waren, hat das Land 
noch immer Deviseneinnahmen, vor allem 
aus Ölverkäufen. UN-Experten schätzen 
sie auf 350 bis 500 M i l l US-Dollar i m Jahr 
1992. Davon stammt der größte Teil aus 
Ölausfuhren nach Jordanien, die trotz des 
Sanktionsregimes erlaubt sind. M i t dem 
i h m zur Verfügung stehenden Geld hat Irak 
laut Statistik des dafür zuständigen Sank­
tionsausschusses des Sicherheitsrats i n der 
ersten Jahreshälfte 1992 über 3 Mil l ionen 
Tonnen Nahrungsmittel importiert, aber 
auch andere Güter, von 100 000 Paar Jeans 
bis zu einer M i l l i o n Kugelschreibern. 
Noch immer steht eine Vereinbarung über 
die teilweise Lockerung des Ölausfuhrver-
bots durch die Vereinten Nationen aus, wie 
sie die Resolutionen 706 vom 15.August 
sowie 712 vom 19.September 1991 (Text: 
V N 6/1991 S.214L und S.217) offerieren. 
Mehrfach hat es darüber Verhandlungen 
m i t Irak gegeben, doch ohne Resultat. Bag­
dad würde von den Erlösen dieser Ölexpor-
te bis zu einem Marktwert von 1,6 M r d 
Dollar keinen Cent sehen. Die Vereinten 
Nationen würden die Einkünfte für ver­
schiedene Zwecke verwenden. Deshalb 
versucht Saddam Hussein, ohne eine sol­
che Absprache über die Runden zu kom­
men. Einen Gegenvorschlag, den er ein­
brachte, lehnten die U N ihrerseits ab: er 
sah vor, daß Irak Öl i m Wert von 4 M r d 
Dollar innerhalb eines Halbjahreszeit­
raums exportieren darf. Die Einnahmen 
sollten zwar auf ein Treuhandkonto der 
Weltorganisation gehen, doch sollte Irak 
das Recht haben, davon Nahrungsmittel, 
Medizin und andere Versorgungsgüter zu 
kaufen, ohne daß ein Teil der Gelder für 
Wiedergutmachung sowie die Bezahlung 
der UN-Sonderkommission verwendet 
würde, wie dies der Sicherheitsrat m i t sei­
nen Beschlüssen vorgesehen hatte. Bagdad 
versuchte vergeblich, seinen Vorschlag da­
durch attraktiver zu machen, daß es dem 
Internationalen Komitee vom Roten Kreuz 
5 v H der Einnahmen zukommen lassen 
wollte und weitere Prozentanteile für hu­
manitäre Hilfe i n Somalia, Bosnien-Herze­
gowina und anderen Konfliktgebieten i n 
Aussicht stellte. 

Anlaß für Reibereien bot i m vergangenen 
Jahr schließlich auch die Festlegung der 

endgültigen Grenze zwischen Irak und Ku­
wait. Eine 15köpfige, vom Sicherheitsrat 
eingesetzte Grenzkommission legte i m 
Juli das Resultat zwecks Markierung der 
Grenzlinie zu Lande vor, während die See­
grenze noch zu bestimmen ist. M i t seiner 
Resolution 773 (Text: S.33f. dieser Ausga­
be) bekräftigte der Sicherheitsrat am 
26.August 1992 die Unverletzlichkeit der 
neuen Grenzen zwischen diesen beiden 
Ländern. Die durch die geringfügigen 
Grenzveränderangen zu Lasten Iraks not­
wendig gewordene Räumung irakischer Po­
lizeiposten sorgte Anfang Januar 1993 
kurzfristig für Aufregung. Irak zog schließ­
l ich die i n Frage stehenden Polizeiposten 
zurück. Zugleich gab es aber i n Bagdad offi­
zielle Erklärungen, i n denen abermals von 
Kuwait als der 19.Provinz Iraks gesprochen 
wurde. 

Jürgen Kramer • 

Wirtschaft und Entwicklung 

Transnationale Unternehmen: Bericht zu 
Auslandsdirektinvestitionen - 'Lokomoti­
ven des Wachstums« - Neue Förderungsfa-
zilität vorgeschlagen - Politische Folgerun­
gen (2) 

(Vgl. auch Emst-Otto Czempiel, Die Repri-
vatisierung der Weltwirtschaft. Die Verein­
ten Nationen und die transnationalen Un­
ternehmen, V N 5/1989 S.149ff.) 

Die einschneidenden weltpolitischen Ver­
änderungen der letzten Jahre, die letztlich 
i m Scheitern eines bestimmten politisch­
ökonomischen Ansatzes begründet sind, 
haben ihrerseits zur Öffnung von zahlrei­
chen ehemals »sozialistischen« Staaten und 
Entwicklungsländern für die Marktwir t ­
schaft und, damit einhergehend, das priva­
te Unternehmertum geführt. Dieser Wan­
del und die m i t i h m verbundenen Über­
gangsprobleme werden die neunziger Jahre 
dieses Jahrhunderts nachhaltig prägen. 
In der weltwirtschaftlichen Entwicklung 
kommt den transnationalen Unternehmen 
(TNC) nicht erst vor diesem Hintergrand 
eine herausragende Bedeutung zu. Diese 
dürfte potentiell noch wachsen, vergegen­
wärtigt man sich die Kapazitäten der T N C 
i n den Bereichen Privatisierung, Forschung 
und Entwicklung und schließlich bei der 
Verbreitung von Organisations- und Mana­
gementkenntnissen. Zur gleichen Zeit füh­
ren die Änderungen i n der Struktur der 
Weltwirtschaft zu einem wachsenden In­
teresse politischer Entscheidungsträger an 
ausländischen Direktinvestitionen und am 
möglichen Beitrag von T N C zu der Ent­
wicklung ihrer Gastländer. 

Serie von Berichten 

Innerhalb der Vereinten Nationen befaßte 
sich bisher das Zentrum für transnationale 
Unternehmen (Centre on Transnational 
Corporations, CTC) m i t der grenzüber­
schreitenden Tätigkeit dieser Unterneh­
mensform. Es verdankte seine Errichtung 
Mit te der siebziger Jahre eigentlich der 
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Skepsis der Entwicklungsländer gegenüber 
dem Wirken von Wirtschaftsgiganten, die 
so gut wie immer i n westlichen Ländern 
ansässig waren und, ausschließlich dem Ei­
geninteresse verpflichtet, mehr als Ausbeu­
ter denn als Partner ihres Gastlandes gal­
ten. Nicht zuletzt durch seinen Beitrag zu 
einem besseren Verständnis der Tätigkeit 
der T N C und zum Ausbau der Verhand­
lungskapazitäten der Entwicklungsländer 
beim Umgang m i t diesen ausländischen 
Unternehmen gelang es dem CTC, Miß­
trauen auf beiden Seiten abzubauen und 
zum Interessenausgleich beizutragen. Da­
m i t wuchs das CTC, das bei der von U N -
Generalsekretär Boutros Boutros-Ghali i m 
Frühjahr 1992 vorgenommenen Umstruk­
turierung des Sekretariats der Vereinten 
Nationen i n die Abteilung für transnatio­
nale Unternehmen und Management 
(Transnational Corporations and Manage­
ment Division, TCMD) der neugeschaffe­
nen Hauptabteilung Wirtschafts- und So­
zialentwicklung umgewandelt wurde, sei­
nerseits i n eine Vermittlerrolle i m Zuge 
der marktwirtschaftlichen Öffnung hin­
ein. 

1973 erschien die Studie der Vereinten Na­
tionen über transnationale Unternehmen 
i n der Weltentwicklung (Multinational 
Corporations i n World Development, U N 
Publ. E.73.II.A.11). Danach legte das seit 
1975 tätige CTC alle fünf Jahre ausführli­
che Überblicke über die weltweiten und 
für die Weltwirtschaft relevanten Tätigkei­
ten der T N C vor. Die vierte und letzte Aus­
gabe dieser Serie erschien 1988 (Transna­
tional Corporations i n World Develop­
ment: Trends and Prospects, U N Publ. 
E.88.II.A.7). Die i n den achtziger Jahren zu­
nehmende Bedeutung von Auslandsdirekt­
investitionen und die Herausbildung eines 
integrierten internationalen Produktions­
systems ließen es - neben der sich i m Ver­
band der Vereinten Nationen rasch verbrei­
tenden Tendenz zur Herausgabe von the­
menorientierten Jahresberichten, die 1978 
m i t dem >Weltentwicklungsbericht< der 
Weltbank eingesetzt hatte - geraten er­
scheinen, die Beobachtungen und Analy­
sen i n jährlichem Rhythmus zu verbreiten. 
Dementsprechend legte das CTC 1991 den 
ersten Weltinvestitionsbericht (World In­
vestment Report 1991. The Triad i n foreign 
direct investment, U N Publ. E.91.II.A.12) 
vor, der sich m i t dem Phänomen der Her­
ausbildung der wirtschaftlichen 'Triade -
sie besteht aus den Ländern der Euro­
päischen Gemeinschaft, Japan und den Ver­
einigten Staaten - und der Gruppierung der 
Entwicklungsländer u m jeweils einen die­
ser Machtblöcke, die für sie eine wesentli­
che Quelle von Investitionen darstellen, 
auseinandersetzte. 

Der Weltinvestitionsbericht ist i n drei Tei­
le gegliedert. I m ersten werden die gegen­
wärtigen Trends bei den Auslandsdirektin­
vestitionen und die Entwicklungen i m 
entsprechenden politischen Umfeld aufge­
zeigt. Der zweite Teil befaßt sich m i t ei­
nem speziellen Thema und analysiert die­
ses eingehend. I m Unterschied zu den i m 
Fünfjahrestumus erschienenen Überblicks­
veröffentlichungen, i n denen alle Aspekte 
der Aktivitäten der T N C und ihrer Auswir­
kungen behandelt wurden, konzentriert 

sich der Weltinvestitionsbericht i n jedem 
Jahr auf einen anderen Themenschwer­
punkt, der aktuell und relevant für pol i t i ­
sche Entscheidungen sein soll. I m dritten 
Teil werden die sich aus den ersten beiden 
Teilen ergebenden politischen Empfehlun­
gen vorgetragen und erörtert, wobei den 
Problemen der Entwicklungsländer beson­
dere Aufmerksamkeit gilt . 

TNC und Wirtschaftswachstum 

Auslandsdirektinvestitionen - ein (nicht 
ganz perfekter) Maßstab für die Investi­
tionstätigkeit transnationaler Unterneh­
men - haben i m Zeitraum zwischen 1985 
und 1990 so stark zugenommen wie nie zu­
vor und dabei das Wachstum des Bruttoso­
zialprodukts und der Exporte übertroffen. 
Al le in i m Jahre 1990 sind 225 M r d US-Dol­
lar i m Ausland investiert worden. Der 
weltweite Bestand an Auslandsdirektinve­
stitionen w i r d inzwischen auf 1,7 Billionen 
Dollar geschätzt. Der weltweite Umsatz 
ausländischer Niederlassungen transnatio­
naler Unternehmen w i r d auf 4,4 Billionen 
Dollar veranschlagt und ist damit höher als 
die Waren- und Dienstleistungsexporte zu­
sammen. Die mehr als 35 000 T N C sind 
daher zur wichtigsten Quelle der Beliefe­
rung von Auslandsmärkten m i t Gütern 
und Dienstleistungen geworden. Der 
Hauptanteil der Auslandsdirektinvestitio­
nen konzentriert sich auf die schon ge­
nannte 'Triade-. 

Die Vorteile, die aus Auslandsdirektinve­
stitionen gezogen werden können, werden 
nunmehr auf breiter Front anerkannt. Dies 
ist unter anderem daran erkennbar, daß 80 
von 82 Änderungen i n den Auslandsdirekt­
investitionen betreffenden Politikmaßnah­
men, die 1991 i n 32 Ländern eingeführt 
wurden, i n Richtung stärkerer Liberalisie­
rung gingen. 
Eine Analyse des Einflusses der T N C auf 
die Entwicklungsländer ist unumgänglich. 
Der M i t t e Juli letzten Jahres i n New York 
vorgelegte Weltinvestitionsbericht 1992 
(World Investment Report 1992. Transna­
tional Corporations as Engines of Growth, 
U N Publ. E.92.II.A.19) dokumentiert und 
analysiert die Rolle transnationaler Unter­
nehmen hinsichtlich der Förderung des 
Wachstums i n den Entwicklungsländern. 
TNC können dabei auf vier Ebenen einen 
entscheidenden Beitrag leisten: Kapitalbil­
dung, Technologietransfer, Humankapital­
entwicklung und Handel. 
Die Investitionen von TNC, so der Bericht, 
tragen i n den Gastländern zur Kapitalbil­
dung bei, insbesondere i n Schlüsselindu­
strien, wo i n vielen Fällen eine erhebliche 
Beteiligung vorliegt. T N C sind nicht nur 
für die Entwicklung neuer Produkte und 
Verfahren verantwortlich (einschließlich 
der Entwicklung umweltverträglicher 
Technologien), sondern auch für den Tech­
nologietransfer i n ihre Gastländer. Die Un­
ternehmen können auch das Niveau der 
Kenntnisse und Fähigkeiten i n den Gast­
ländern durch die Schaffung von Arbeits­
plätzen für die dortige Bevölkerung durch 
Ausbildungsmaßnahmen und durch die 
Humankapitalentwicklung verbessern. I m 
Handel können die TNC den Gastländern 

helfen, ihren Binnenmarkt auszuweiten 
und von Lern- und Demonstrationseffek­
ten zu profitieren. Zusammengenommen 
haben diese verschiedenen Einflußebenen 
der T N C eine noch stärkere Auswirkung 
auf das Wachstum. In der Tat ist es dieser 
Synergieeffekt der Tätigkeiten der TNC, 
der i n Entwicklungsländern beobachtet 
werden kann und der die Kennzeichnung 
der transnationalen Unternehmen als »Lo­
komotiven des Wachstums« rechtfertigt. 
Nichtsdestoweniger sind m i t wenigen Aus­
nahmen, etwa der Singapurs, Auslandsdi­
rektinvestitionen i n den meisten Entwick­
lungsländern eher unbedeutend, insbeson­
dere wenn man das Verhältnis von Aus­
landsdirektinvestitionen und Bruttoin-
landskapitalbildung betrachtet. Tatsäch­
l ich empfängt die überwältigende Mehr­
heit der Entwicklungsländer nur rund ein 
Dr i t te l jener Auslandsdirektinvestitionen, 
die insgesamt den Entwicklungsländern 
zufließen; die verbleibenden zwei Dr i t te l 
fließen i n nur zehn Entwicklungsländer 
(hauptsächlich die sogenannten Schwellen­
länder Asiens und Lateinamerikas). Insbe­
sondere die am wenigsten entwickelten 
Länder laufen daher Gefahr, immer mehr 
an den Rand gedrängt zu werden. Es 
scheint, daß - m i t Ausnahme von Aus­
landsdirektinvestitionen i m Bereich der 
Bodenschätze - tatsächlich ein gewisses 
Entwicklungsniveau der Länder notwendig 
ist, u m Auslandsdirektinvestitionen anzu­
ziehen. 

Obwohl das Investitionsverhalten der T N C 
die Mehrzahl der Entwicklungsländer un­
berücksichtigt läßt, sind transnationale 
Unternehmen häufig i n Schlüsselindu­
strien von großer Bedeutung, wo sie einen 
hohen Ante i l des Gesamtumsatzes, der Ex­
porte, der Vermögenswerte, der Gewinne 
und der Wertschöpfung ausmachen. 

Auslan dsdirek tin vestition en 
nicht der einzige Maßstab 

Von diesem Blickwinkel her gesehen, sind 
Investitionen per se kein geeigneter Maß­
stab, u m die Bedeutung der T N C zu mes­
sen, da nicht der gesamte Bereich ihrer Ak­
tivitäten eingeschlossen ist. U m den Bei­
trag dieser Unternehmen zum Wachstum 
der Volkswirtschaft besser zu bewerten, ist 
es deshalb notwendig, eine ganze Reihe 
von anderen Elementen, wie zum Beispiel 
ihre Verbindung zur Inlandsindustrie (loka­
le Versorgung, Zulieferer) und ihre Bedeu­
tung für den Prozeß der wirtschaftlichen 
Umstrukturierung i n den Gastländern m i t 
i n Betracht zu ziehen. 
Obwohl T N C den notwendigen Anschub 
für das Wirtschaftswachstum geben kön­
nen (und dies auch tun), garantiert ihr Vor­
handensein allein keine erhöhte Wachs­
tumsrate. Es muß eine Reihe von w i r t ­
schaftlichen Bedingungen - wie das Vor­
handensein einer inländischen Unterneh­
merklasse, ein Mindestmaß an Bildung 
und andere Voraussetzungen - erfüllt sein, 
u m Auslandsdirektinvestitionen nicht nur 
anzuziehen, sondern u m auch sicherzu­
stellen, daß transnationale Unternehmen 
durch ihre Verbindungen zur inländischen 
Industrie zum Wachstum beitragen kön­
nen. Daneben ist auch ein günstiger innen-
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politischer Rahmen eine notwendige Vor­
aussetzung für das Gastland, u m i n vollem 
Maße vom Beitrag der TNC zu profitieren. 
Die vielschichtige Natur transnationaler 
Unternehmen führt zu einer Reihe wicht i ­
ger Folgerangen für die Politik i n den Gast­
ländern. Angesichts der Tatsache, daß T N C 
i m Bereich des Handels, der Investitionen 
und der Technologie- und Humankapital­
entwicklung besonders aktiv sind und dort 
einen erheblichen Beitrag leisten können, 
muß - folgt man dem Gedankengang des 
Weltinvestitionsberichts - die Politik des 
Gastlandes i n einer A r t und Weise formu­
liert werden, die diese verschiedenen 
Wachstumskanäle zusammenführt. Dabei 
machen die Interdependenz und Inter­
aktion zwischen den einzelnen Wachs­
tumsfeldern einen integrierten politischen 
Ansatz unumgänglich, i n den das wachs­
tumsfördernde Potential transnationaler 
Unternehmen m i t einbezogen werden 
muß, damit die Ziele der Gastländer er­
reicht werden können. Der Weltinvesti­
tionsbericht 1992 zeigt auf: »Während T N C 
Lokomotiven des Wachstums sein können, 
sind es die Regierungen der Gastländer, die 
die Schienen legen und die Signale geben, 
die als Teil eines ganzen Systems sowohl 
die Geschwindigkeit als auch die Richtung 
bestimmen, i n der sich die Lokomotiven 
bewegen. Es ist daher die Interaktion zwi­
schen den Regierungen und den T N C und 
ihre Beziehung zum inländischen Privat­
sektor, die das Modell von Wachstum und 
Entwicklung i n den Gastländern be­
stimmt.« (S.261) 
Obwohl die Entwicklungsländer Maßnah­
men zur Liberalisierung ihrer Verfahren 
hinsichtlich der Auslandsdirektinvestitio­
nen ergriffen haben, sind ihre Bemühun­
gen, ihren Ante i l am Weltvolumen der 
Auslandsdirektinvestitionen zu erhöhen, 
bisher erfolglos geblieben. Es könnte daher 
nützlich sein, die gegenwärtigen Maßnah­
men zur Förderang von Auslandsdirektin­
vestitionen i n den Ursprungsländern sowie 
die schon bestehenden bilateralen und 
multilateralen Bemühungen noch einmal 
zu überprüfen und sie gegebenenfalls aus­
zuweiten. Erhöhte Transparenz i m Bereich 
der Auslandsdirektinvestitionspolitik sei­
tens der Gastländer und die Weitergabe von 
Informationen über Änderungen i n diesem 
Bereich sowie ein freiwilliger Überprü­
fungsmechanismus sowohl seitens der Re­
gierang des Gastlandes als auch seitens ei­
ner neuzuschaffenden internationalen In­
sti tution wären wichtige Maßnahmen zur 
Stärkung der innenpolitischen Rahmenbe­
dingungen für Auslandsdirektinvestitio­
nen. Darüber hinaus könnte die Errichtung 
einer derartigen multilateralen Einrich­
tung für Auslandsdirektinvestitionen i m 
Hinblick auf die Möglichkeit der Gewäh­
rung von Krediten für Entwicklungsländer 
i n diesem Bereich i n Betracht gezogen wer­
den. Die Kreditvergabe durch eine solche 
neue Einrichtung würde sich beträchtlich 
von den traditionellen Entwicklungshil­
fekrediten unterscheiden. Ein (im Weltin­
vestitionsbericht angeregtes] Auslandsdi-
rektinvestitions-Institut könnte aus einem 
Kapitalinvestitionsfonds bestehen, der den 
Entwicklungsländern Kredite zur Errich­

tung von Exportabwicklungszonen sowie 
von Wissenschafts- und Dienstleistungs­
parks gewährt, und darüber hinaus einen 
Fonds zur Finanzierung anderer Aktivitä­
ten, wie zum Beispiel Studien zur Länder­
analyse, und zur Förderung von Kontakten 
zwischen ausländischen Investoren und 
Unternehmen i m Gastland enthalten. Eine 
besondere Abteilung der Einrichtung 
könnte sich der Förderang von Auslandsdi­
rektinvestitionen von Entwicklungslän­
dern widmen. 
Der Aufstieg transnationaler Unternehmen 
zu bedeutenden Faktoren der wirtschaftli­
chen Entwicklung hat grandlegende Ände­
rungen i n den bestehenden politischen 
Praktiken und internationalen institutio­
nellen Abkommen zur Folge. Gegenstück 
zu den existierenden handelsbezogenen In­
vestitionsmaßnahmen - auf das Investi­
tionsverhalten gerichtete Politikmaßnah­
men, die den Handel beeinflussen - sind 
investitionsbezogene Handelsmaßnah­
men, also auf den Handel gerichtete Poli­
tikmaßnahmen, die Auslandsdirektinvesti­
tionen beeinflussen. Solche investitionsbe-
zogenen Handelsmaßnahmen schließen 
Vereinbarungen über Handelsquoten und 
freiwillige Selbstbeschränkungsabkom­
men - zum Beispiel führte die freiwillige 
Selbstbeschränkung von Exporten seitens 
Japans zu erhöhten Investitionen der japa­
nischen Autoindustrie i n den Vereinigten 
Staaten, u m ihren Marktanteil zu erhalten 
oder auszubauen - , regionale Freihandels­
zonen, die Erhebung von Zöllen oder quan­
titative Importrestriktionen und Export­
kontrollen ein. Diese investitionsbezoge-
nen Handelsmaßnahmen haben einen be­
trächtlichen positiven (oder negativen) 
Einfluß auf die Ströme der Auslandsdirekt­
investitionen, obwohl sie auf den Handel 
und nicht auf Investitionen abzielen. 
Wenngleich der allgemeine Trend i n Rich­
tung einer stärkeren Liberalisierung geht, 
interveniert die Mehrzahl der Gastländer 
i m Bereich der Auslandsdirektinvestitio­
nen noch immer durch die Begrenzung 
oder den Ausschluß ausländischer Beteili­
gungen i n bestimmten Industrien, durch 
die Einführung von Restriktionen (wie bei­
spielsweise eine i m voraus bestimmte Ex­
portmenge) oder die Festlegung eines M i n ­
destanteils aus lokaler Produktion. 
In einer von unvollkommenen Märkten ge­
prägten Welt ist Raum für eine sozusagen 
strategische Auslandsdirektinvestitionspo­
l i t i k , u m langfristige Vorteile für die Gast­
länder zu erreichen und die aus Investitio­
nen resultierenden Gewinne von Auslän­
dern zu einem nicht unerheblichen Teil i n 
die Gastländer zurückzuführen, auch wenn 
eine solche Politik kurzfristig Kosten auf­
erlegt. 

Die i m Wandel begriffene Weltwirtschaft 
bringt eine Reihe von Fragen m i t sich, die 
auf internationaler politischer Ebene be­
handelt werden müssen. Die internatio­
nale Produktion transnationaler Unterneh­
men und die daraus resultierende Inte­
gration der verschiedenen Volkswirtschaf­
ten durch ihre Aktivitäten auf Produk­
tionsebene werden zu Schlüsselcharakteri-
stika der neuen Weltwirtschaft und verlan­
gen nach neuen politischen Antworten. Es 

gibt ein stärker werdendes Bedürfnis nach 
einem internationalen Kontrollmechanis­
mus für die internationale Produktion, 
vielleicht durch eine Institution, die sich 
nicht nur m i t Fragen der Auslandsdirektin­
vestitionen befaßt, sondern auch m i t der 
Handels-, der Technologie-, der Wettbe­
werbspolitik und m i t restriktiven Ge­
schäftspraktiken. Eine solche Inst i tut ion 
könnte ein Forum zur Schlichtung interna­
tionaler Streitigkeiten sein, die Auslands­
direktinvestitionen betreffen, und zugleich 
die Politik der Regierungen und T N C beob­
achten. Als solche würde sie zur Schaltstel­
le für die Harmonisierang der internatio­
nalen Wirtschaftsbeziehungen, die zuneh­
mend durch die internationale Produktion 
transnationaler Unternehmen geprägt wer­
den. 

Persephone Economou • 

Sozialftagen und Menschenrechte 

Anti-Folter-Konvention: 6.-9.Tagung des 
Expertengremiums - Erstmals Individual­
beschwerde für zulässig erklärt - Erstbe­
richt Deutschlands (3) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht i n V N 4/ 
1991 S.145ff. fort. Text der Konvention: V N 
1/1985 S.31ff.) 

Die Konvention gegen Folter und andere 
grausame, unmenschliche oder erniedri­
gende Behandlung oder Strafe (Anti-Folter-
Konvention) erfreut sich nach zwischen­
zeitlichem Stillstand wieder einer ständig 
steigenden Mitgliederzahl. Seit ihrer Verab­
schiedung durch die Generalversammlung 
am lO.Dezember 1984 ist sie von 70 Staa­
ten ratifiziert worden. 29 von ihnen haben 
auch die Zuständigkeit des zehnköpfigen 
Ausschusses gegen Folter (CAT) zur Über­
prüfung von Beschwerden eines anderen 
Mitgliedstaates anerkannt, 28 seine Zu­
ständigkeit für Individualbeschwerden 
(Stand bei Ende der 9.Tagung). 

6. Tagung 

Die Ö.Tagung des Expertengremiums (22. 
4.-3.5.1991 i n Genf) war gekennzeichnet 
vom Optimismus des Ausschusses ange­
sichts der Demokratisierungstendenzen i n 
Panama, Chile und Algerien, deren Berich­
te zur Prüfung vorlagen. Über den Vor­
schlag Costa Ricas für ein Zusatzprotokoll 
fand ein erster Gedankenaustausch statt. 
Die Idee, der Ausschuß solle nach dem Vor­
bild des Europäischen Ausschusses zur Ver­
hinderung von Folter zur Besichtigung von 
Haftanstalten befugt werden, stieß zwar 
überwiegend auf positive Resonanz, jedoch 
wurden Bedenken ' l insichtl ich seiner Rea­
lisierbarkeit angesichts der Finanzlage der 
U N geäußert. 
Panama bemüht sich seit dem Ende der 
zwanzigjährigen Militärdiktatur i m De­
zember 1989 u m eine Bestrafung von Folte­
rern und einen Schutz der Gefangenen 
durch unabhängige ärztliche und richterli­
che Untersuchungen bei behaupteter Fol­
ter. Darüber hinaus hat mittlerweile fast 

28 Vereinte Nationen 1/1993 


